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Anlage 1 zu TOP 02b   
 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
 zum Betrieb eines gemeinsamen Bauhofes und zur gemeinsamen Erledigung von 

gemeindlichen Bauherrenaufgaben  
(Entwurf – Stand 21.05.2021) 

 
Die Gemeinde Bodnegg und die Gemeinde Grünkraut schließen aufgrund § 25 Gesetz 
über kommunale Zusammenarbeit (GKZ) folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung: 
 

Präambel 
Die Gemeinde Grünkraut (erfüllende Gemeinde) und die Gemeinde Bodnegg 
(abgebende Gemeinde) haben den Entschluss gefasst, Aufgaben des Bauhofes und 
gemeindliche Bauherrenaufgaben gemeinsam wahrzunehmen. Aus diesem Grunde 
schließen sie diese Vereinbarung in dem Bewusstsein, dass eine erfolgreiche 
gemeinsame Aufgabenwahrnehmung eine enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit 
der Beteiligten erfordert. 
 

§ 1 Vereinbarungsgegenstand 
Die erfüllende Gemeinde erledigt für die abgebende Gemeinde gem. § 25 Abs. 1 Satz 1 
GKZ die in § 2 und § 3 genannten Aufgaben des Bauhofes und gemeindlichen 
Bauherrenaufgaben. 

 
§ 2 Aufgaben des Bauhofes 

Die erfüllende Gemeinde erfüllt für die abgebende Gemeinde alle Aufgaben, die von 
ihrem Bauhof bisher erledigt wurden. Die Rechte und Pflichten zur Erfüllung dieser 
Aufgaben gehen auf die erfüllende Gemeinde über.  
 
Zu diesen Aufgaben zählen insbesondere  

 Unterhaltung der kommunalen Liegenschaften 
 Gestaltung und Pflege der Grünflächen 
 Unterhaltung der öffentlichen Straßen, Wege, Plätze und Gewässer mit 

regelmäßiger Kontrolle der Verkehrssicherheit  
 Winterdienst 

 Unterstützung bei Märkten und Veranstaltungen 
 Hausmeistertätigkeiten für Verwaltung und Schule 
 Sonstiges, z.B. Spielplatzkontrollen, Müllentsorgung, Friedhof, Gemeindemobil, 

Kanal. 
 Ansprechpartner für Ingenieurbüros, Architekten und ausführende Firmen  

bei der Umsetzung von Baumaßnahmen Dritter 
 Überwachung von Baumaßnahmen Dritter (Ver- und Entsorgungsbetriebe) 

 
Die Gemeinden sind sich darüber einig, dass der gemeinsame Bauhof die zum Zeitpunkt 
des Abschlusses der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung von den jeweiligen Bauhöfen 
wahrgenommenen Leistungsarten erbringt und dass die beiden Gemeinden in diesem 
Umfang auf die Leistungen des gemeinsamen Bauhofes zurückgreifen.  
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§ 3 Gemeindliche Bauherrenaufgaben 

Die erfüllende Gemeinde verpflichtet sich, für die abgebende Gemeinde gemeindliche 
Bauherrenaufgaben durchzuführen. Die Rechte und Pflichten als Träger der Aufgaben 
bleiben bei der abgebenden Gemeinde.  
 
Das Aufgabengebiet umfasst alle Bauherrenaufgaben, die in der abgebenden Gemeinde 
anfallen. Hierzu zählen insbesondere:  

 Überprüfung der gemeindeeigenen Immobilien und Entwicklung von Vorschlägen 
für bauliche Maßnahmen im Hinblick auf Verkehrssicherungspflichten, Erhalt der 
Gebäudesubstanz und energetische Verbesserungen  

 Mitwirkung bei der Instandsetzung und Instandhaltung der Objekte 
 Vertretung der Gemeinden bei Bauvorhaben des Hoch-, Tief- und Straßenbaus 
 Mitwirkung bei Bebauungsplänen 
 Prüfung und Beurteilung von Bauvorhaben hinsichtlich Erschließung 

 Mitwirkung bei der Umsetzung von Projekten, z.B. Ökokonto, Breitbandplanung, 
energetische Maßnahmen an Gebäuden, Straßenbeleuchtung 

 
§ 4 Gemeinsamer Ausschuss (Bauhof-Ausschuss) 

Die beiden Gemeinden bilden einen gemeinsamen Ausschuss nach § 25 Abs. 3 Nr. 1 
GKZ (Bauhof-Ausschuss).  Dieser berät alle Bauhofangelegenheiten vor, die vom 
Gemeinderat oder einem beschließenden Ausschuss der erfüllenden Gemeinde zu 
entscheiden sind.  
 
Hierzu zählen z.B. grundsätzliche organisatorische Entwicklungen, Veränderungen des 
Aufgabenumfangs, Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan, Einstellung, 
Entlassung und sonstige personalrechtliche Entscheidungen, Zustimmung zu 
überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben, soweit nach der Hauptsatzung der 
erfüllenden Gemeinde der Gemeinderat oder ein beschließender Ausschuss hierfür 
zuständig sind. 
 
Der Bauhof-Ausschuss besteht aus folgenden neun stimmberechtigten Mitgliedern: 

 Je zwei Mitglieder der Gemeinderäte der erfüllenden Gemeinde und der 
abgebenden Gemeinde 

 Bürgermeister der erfüllenden Gemeinde und der abgebenden Gemeinde 
 Leiter des gemeinsamen Bauhofes 
 Je ein Vertreter der Gemeindeverwaltungen der erfüllenden Gemeinde und der 

abgebenden Gemeinde, die vom jeweiligen Bürgermeister benannt werden. 
 
Weitere Personen können als beratende Mitglieder hinzugezogen werden.  
 
Der Vorsitz des Bauhof-Ausschusses wechselt alle 2 Jahre zwischen den Bürgermeistern. 
Der jeweils andere Bürgermeister ist stellvertretender Vorsitzender. Bis 31.12.2022 
übernimmt der Bürgermeister der Gemeinde Bodnegg den Vorsitz.  
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§ 5 Geschäftsgang des Gemeinsamen Ausschusses (Bauhof-Ausschuss) 
Für den Geschäftsgang des Ausschusses gelten die Bestimmungen über den 
Geschäftsgang des Gemeinderats entsprechend.   
 
Der Ausschuss tagt regelmäßig, mindestens zweimal jährlich. Er ist einzuberufen, wenn 
es die Geschäftslage erfordert.  
 
Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte aller Mitglieder anwesend 
ist und die Sitzung ordnungsgemäß geleitet wird.  
 
Über jede Sitzung wird ein Ergebnisprotokoll gefertigt. Dieses wird vom Vorsitzenden 
und vom Schriftführer unterzeichnet. Es ist den Mitgliedern des Ausschusses innerhalb 
von 2 Monaten zur Kenntnis zu bringen. 

 
§ 6 Personal und Organisation 

Die abgebende Gemeinde stellt der erfüllenden Gemeinde die arbeitsvertraglich 
geschuldete Leistung ihrer Beschäftigten, die bisher mit Bauhofaufgaben befasst sind, 
gemäß § 4 Abs. 3 Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) zur Verfügung 
(Personalgestellung).  
 
Die erfüllende Gemeinde stellt der abgebenden Gemeinde die arbeitsvertraglich 
geschuldete Leistung ihres Mitarbeiters, der gemeindlichen Bauherrenaufgaben für 
die abgebende Gemeinde durchführt, gemäß § 4 Abs. 3 TVöD im Umfang dieser 
Aufgabenerfüllung zur Verfügung. 
 
Nähere Details werden in einer Personalgestellungsvereinbarung geregelt. 

 
§ 7 Grundstücke, Gebäude 

Die derzeitigen Immobilien der Bauhöfe der erfüllenden Gemeinde und der abgebenden 
Gemeinde bleiben im Eigentum der jeweiligen Gemeinde. Beide Gemeinden stellen 
diese Immobilien übergangsweise für den gemeinsamen Bauhof kostenlos zur 
Verfügung und finanzieren eventuell notwendige Unterhaltungsmaßnahmen.  
 
Die erfüllende Gemeinde erstellt bzw. mietet möglichst rasch ein gemeinsames 
Bauhofgebäude.   
 

§ 8 Bewegliches Anlagevermögen 
Beide Gemeinden stellen das zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Vereinbarung 
vorhandene bewegliche Anlagevermögen ihres jeweiligen Bauhofes (Maschinen, Geräte 
usw.) dem gemeinsamen Bauhof gegen Kostenersatz zur Verfügung.  
 

§ 9 Sonstige Ausstattung und Material  
Beide Gemeinden stellen die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Vereinbarung 
vorhandene sonstige, nicht bilanzierte Ausstattung und das Verbrauchsmaterial ihres 
jeweiligen Bauhofes dem gemeinsamen Bauhof kostenlos zur Verfügung. Die erfüllende 
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Gemeinde verwendet dieses ausschließlich für die Aufgaben des gemeinsamen 
Bauhofes.    

 
§ 10 Finanzierung 

Beide Gemeinden bezahlen jeweils die Personalaufwendungen für das bei ihnen 
beschäftigte Bauhofpersonal sowie alle sonstigen Aufwendungen des gemeinsamen 
Bauhofes, die der jeweiligen Gemeinde direkt zugeordnet werden können.  
  
Die erfüllende Gemeinde finanziert außerdem alle nicht direkt zuzuordnenden 
Aufwendungen des gemeinsamen Bauhofes vor. Sie erhält hierfür von der abgebenden 
Gemeinde anteilige Abschlagszahlungen. 
 
Nach Abschluss jeden Haushaltsjahres werden die tatsächlichen Kosten des 
gemeinsamen Bauhofes unverzüglich, spätestens bis 01.04. eines Jahres, ermittelt und 
anteilig auf die beiden Gemeinden aufgeteilt.  
 
Diese Aufteilung erfolgt nach einheitlichen Leistungsstundensätzen für  

 Bauherrenaufgaben 
 Personalaufwendungen, möglichst getrennt nach Leitung, Vorarbeiter und 

sonstige Arbeiter 
 Maschinen  

 Sonstige Aufwendungen (einschließlich Verwaltungsaufwand). 
 
Die einheitlichen Leistungsstundensätze werden jährlich durch die erfüllende Gemeinde 
in Abstimmung mit der abgebenden Gemeinde kalkuliert und einvernehmlich festgesetzt. 
Sie sind so zu kalkulieren, dass Gesamtkostendeckung erreicht wird. 
 
Die näheren Details dieser Abrechnung legen die Verwaltungen einvernehmlich fest.  
 
Die Finanzierung des zukünftig zu errichtenden gemeinsamen Bauhofgebäudes 
einschließlich Grundstück wird in einer separaten Vereinbarung geregelt. 
 

§ 11 Verpflichtungen der beteiligten Gemeinden 
Die beteiligten Gemeinden verpflichten sich zur gegenseitigen Information und sonstigen 
vertragsdienlichen Unterstützung. Von wesentlichen Ereignissen haben sich die 
beteiligten Gemeinden jeweils unaufgefordert zu unterrichten. Sie werden diese 
Vereinbarung mit Wohlwollen ausstatten und nach den Regeln von Treu und Glauben 
erfüllen. 
 
Die erfüllende Gemeinde verpflichtet sich, der abgebenden Gemeinde jederzeit (soweit 
zulässig) Einsicht in die Unterlagen zu gewähren, die im Zusammenhang mit der 
Erfüllung der Aufgaben stehen.  
 

§ 12 Laufzeit und Kündigung 
Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung gilt auf unbestimmte Zeit.  
Die Vereinbarung kann nach frühestens zehn Jahren von jedem Vertragspartner mit 
einer Frist von 24 Monaten zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden.  
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Wird die Vereinbarung gekündigt, und wird zwischen den Vertragspartnern keine neue 
Vereinbarung über die Wahrnehmung der Aufgaben des Bauhofes abgeschlossen, so 
verpflichten sich die Vertragspartner, das vorhandene Anlagevermögen und Personal 
durch Maßnahmen zur Entflechtung zu trennen.  

 Das Personal des Bauhofes wird gemäß der durchschnittlich in den letzten 5 
Jahren vor Kündigung in Anspruch genommenen Leistungsstunden anteilig auf die 
Kommunen übertragen.  

 Das bewegliche Anlagevermögen des Bauhofes, das von der jeweiligen Gemeinde 
zu Beginn des gemeinsamen Bauhofes eingebracht wurde (§ 8), verbleibt bei der 
jeweiligen Gemeinde. Das übrige bewegliche Anlagevermögen wird gemäß der 
durchschnittlich in den letzten 5 Jahren vor Kündigung in Anspruch genommenen 
Leistungsstunden anteilig auf die Kommunen übertragen. Die abgebende 
Gemeinde wird das ihr zugeteilte Anlagevermögen zu den aktuellen Buchwerten 
von der erfüllenden Gemeinde erwerben. 

 Sofern die abgebende Kommune die Vereinbarung kündigt, hat sie der erfüllenden 
Kommune die noch nicht abgeschriebenen Mehrkosten des gemeinsamen 
Bauhofs zu erstatten. Mehrkosten sind die Differenz zwischen den Baukosten des 
gemeinsamen Bauhofes und den Baukosten einer Einzellösung. Diese Kosten 
werden nach Abrechnung der Baukosten des gemeinsamen Bauhofes festgelegt. 

  
§ 13 Schriftform 

Änderungen oder Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform und müssen den Anforderungen der rechtlichen Vorschriften entsprechen. 
Mündliche Nebenabreden haben keine Gültigkeit. 

 
§ 14 Datenschutz 

Das Verarbeiten personenbezogener Daten ist nur in dem Umfang zulässig, wie die 
Daten zur Erfüllung der Aufgaben gem. § 2 dieser Vereinbarung erforderlich sind. Die im 
Bauhof mit der Verarbeitung personenbezogener Daten befassten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sind gegenüber Dritten zur Geheimhaltung verpflichtet. 
 
Die gespeicherten Daten sind zu löschen, wenn ihre Kenntnis zur Erfüllung der Aufgaben 
nicht mehr erforderlich ist. 
 

§ 15 Wirksamkeit, in Kraft treten 
Diese Vereinbarung bedarf nach § 25 Abs. 5 GKZ der Genehmigung der 
Rechtsaufsichtbehörde. 
 
Die Vereinbarung ist mit der rechtsaufsichtlichen Genehmigung von beiden Gemeinden 
öffentlich bekanntzumachen. Sie tritt am Tag nach der letzten öffentlichen 
Bekanntmachung, frühestens jedoch am 01.09.2021 in Kraft.  
 

§ 16 Salvatorische Klausel 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so 
wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Vereinbarung nicht berührt. Die beteiligten 
Gemeinden werden in einem solchen Fall die unwirksamen Bestimmungen durch solche 
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ersetzen, die dem sachlichen und wirtschaftlichen Inhalt der unwirksamen 
Bestimmungen soweit wie möglich entsprechen. Dasselbe gilt, soweit die Vereinbarung 
lückenhaft sein sollte oder wenn sich während der Laufzeit der Vereinbarung ergibt, dass 
die Vereinbarung durch weitere Bestimmungen ergänzt werden muss. 
 
 
Für die erfüllende Gemeinde    Für die abgebende Gemeinde   
 
Grünkraut, den …      Bodnegg, den … 
 
 
 
Holger Lehr       Christof Frick 
Bürgermeister      Bürgermeister 
 
 
Hinweis:  
Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung wurde vom Landratsamt Ravensburg als 
Rechtsaufsichtsbehörde mit Schreiben vom …… genehmigt. Sie wurde in der 
erfüllenden Gemeinde am …. , in der abgebenden Gemeinde am …. öffentlich 
bekanntgemacht. Sie ist daher am …. in Kraft getreten.  
 

 
 


